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Stand: März 2023 

 

Einleitung 

 

Die Stadt Norderstedt ist auf verschiedenen Handlungsfeldern wirtschaftlich 
tätig und verwendet hierfür auch Töchter in privatwirtschaftlichen Rechtsformen. 
Um diese zu steuern und zu überwachen stehen sowohl kommunalrechtliche 
als auch gesellschaftsrechtliche Normen zur Verfügung.  
 
Ziel dieses Handbuchs ist es, den Aufsichtsratsmitgliedern von städtischen 
Gesellschaften einen ersten Einstieg in die jeweiligen Fragestellungen zu 
geben und Zusammenhänge aufzuzeigen.  

Einen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt das Werk nicht. Es entbindet 
auch nicht von der Pflicht jedes Aufsichtsratsmitglieds, sich über die 
Besonderheiten gerade derjenigen Gesellschaft zu informieren, der es als 
verantwortliches Überwachungsorgan angehört. Ebenso können sich aus den 
Ausführungen keine Rechtsansprüche herleiten lassen. 

Von einem Abdruck der Gesetzestexte wurde abgesehen, da alle Texte 
mittlerweile über das Internet abrufbar sind. 

Die Gesetzesangaben dieses Handbuches beziehen sich auf den Stand per 
01.01.2023. Die Rechtslandschaft befindet sich jedoch ständig in Bewegung. 
Änderungen werden auch künftig Anlass zur Überarbeitung des Handbuchs 
geben. 

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Beteiligungsmanagements 
stehen für weitere Informationen und Fragen als Ansprechpartner zur 
Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

  

Mitarbeiter/innen im Beteiligungsmanagement: 

Name Tel.Nr. Raum 

Frau Simone Becker 535 95 – 8554 308 

Herr Christoph Heinemann  535 95 - 309 326a 

Herr Jens Rapude 535 95 - 330 306 

Frau Ursula Trahm 535 95 - 351 309 



 
 

Seite | 6 

 

 

 

 

1. Rechtsgrundlagen 

  



 
 

Seite | 7 

 

1.1. Kommunalrechtliche Grundlagen 

Das den Gemeinden durch Art. 28 Grundgesetz garantierte Selbstver-
waltungsrecht umfasst auch das Recht auf wirtschaftliche Betätigung. 
Konkretisiert wird dieses Recht durch die §§ 101 ff der Gemeindeordnung (GO). 

Hinter der normierten Zulässigkeit der wirtschaftlichen Betätigung1 einer 
Gemeinde steht das Ziel, ihr in möglichst optimaler Form zu ermöglichen, 
Leistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge zu erbringen. Zur Erfüllung dieses 
Zweckes darf sie auch Gesellschaften gründen oder sich an solchen beteiligen, 
die auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens gerichtet sind2. 
Allerdings müssen die Voraussetzungen des § 101 Abs. 1 GO erfüllt sein, 
wonach erforderlich ist, dass der öffentliche Zweck3 die Betätigung 
rechtfertigt4, die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen 
Bedarf steht5 und der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise 
erfüllt werden kann6. Ziel dieser Regelungen ist es, die Gemeinden vor den 
Risiken einer zu weit angelegten wirtschaftlichen Tätigkeit zu schützen. Ferner 
wird darauf Rücksicht genommen, dass es nicht Aufgabe der öffentlichen 
Verwaltung ist, durch marktwirtschaftliche Betätigungen (primär) Gewinne zu 
erzielen. Die freie Marktwirtschaft soll vielmehr von den Kräften des 
Wirtschaftslebens ausgefüllt werden. Verstößt eine Gemeinde gegen die 
Grundsätze des § 101 GO, liegt damit auch ein Verstoß gegen die guten Sitten 
im Wettbewerb vor. 

Die Erfüllung des öffentlichen Zwecks geht dem Ertragsgedanken vor. Es darf 
jedoch eine gewinnorientierte Tätigkeit bei Gelegenheit der Erfüllung einer 
rechtlich legitimierten Sachaufgabe wahrgenommen werden, insbesondere, um 
sonst brachliegendes Wirtschaftspotential zu nutzen. Hierzu gehört z.B. die 
Vermietung von Werbeflächen. Das Bedürfnis für eine wirtschaftliche 
Betätigung muss sich aber „von außen“, d.h. aus der örtlichen Gemeinschaft, 
ergeben und kann nicht von der Gemeinde selbst geschaffen werden7. 

Eine Gemeinde hat die ihr anvertrauten Mittel und Vermögenswerte8 sparsam 
und wirtschaftlich zu verwalten.  

Der Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens ist stets mit finanziellen 
Risiken verbunden. Die Zulässigkeitsvoraussetzung Leistungsfähigkeit für die 
wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde bezweckt den Schutz der Gemeinde 

                                                           
1 §§ 101 ff. GO 
2 § 102 Abs. 1 GO 
3 Ein öffentlicher Zweck ist vor allem dann anzunehmen, wenn das Unternehmen dem Ziel dient, das 
Wohl der Einwohner zu fördern und ihnen die erforderlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Einrichtungen bereit zu stellen. 
4 § 101 Abs. 1 Nr. 1 GO 
5 § 101 Abs. 1 Nr. 2 GO 
6 § 101 Abs. 1 Nr. 3 GO 
7 BVerfG, Beschl. v. 23. November 1988 – 2 BvR 1691/83, 22 BvR 1628/83 
8 § 75 Abs. 2 GO 
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vor dem Eingehen unangemessener finanzieller Risiken. Sie ist eine 
Ausprägung des bereits in § 8 GO enthaltenen allgemeinen Grundsatzes, dass 
die Gemeinde ihr Vermögen und ihre Einkünfte so zu verwalten hat, dass die 
Gemeindefinanzen gesund bleiben. Dabei ist immer zu beachten, dass bei 
vielen Aufgaben der Daseinsvorsorge kein Gewinn zu erzielen sein wird. Der 
Grundsatz ist in solchen Fällen entsprechend abzuwandeln und fordert 
abweichend, dass die eventuell anfallenden Verluste auf einen der 
Leistungsfähigkeit der Stadt angemessenen Betrag begrenzt werden. 

Neben den bisher dargestellten Voraussetzungen gilt auch die 
Subsidiaritätsklausel9. Damit wird der Privatwirtschaft ein Vorrang gegen-
über der Gemeinde eingeräumt, wenn sie den Zweck besser und wirt-
schaftlicher erfüllen kann. Mit dieser Vorschrift sollen die Gemeinden vor 
überflüssigen wirtschaftlichen Risiken bewahrt und die Privatwirtschaft vor 
einer Beeinträchtigung ihrer Interessen geschützt werden (Drittschutz-
wirkung). 

Die Gemeindeordnung enthält einen Katalog von Einrichtungen10, die nicht als 
wirtschaftliche Unternehmen gelten. Diese sog. Hoheitsbetriebe können 
dennoch privatrechtlich organisiert werden. 

Neben den oben genannten drei Voraussetzungen muss gewährleistet sein, 
dass die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde 
entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit begrenzt ist11 und die Gemeinde eine 
angemessene Möglichkeit zur Einflussnahme hat12. Damit soll gewährleistet 
werden, dass die strategischen Ziele der Gemeinde erreicht werden und die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Gesellschaft überschaubar sowie das damit 
verbundene unternehmerische Risiko kalkulierbar bleiben. Beides erfolgt mittels 
des Gesellschaftsvertrags. 

 

1.2. Gesellschaftsrechtliche Grundlagen 

Bei der Wahl der Organisationsform der wirtschaftlichen Betätigung kommt 
der Gemeinde ein weiter Ermessensspielraum zu. Ihr stehen neben den 
öffentlich-rechtlichen Organisationsformen (Regie- und Eigenbetrieb, Zweck-
verband) auch privatrechtliche Rechtsformen zur Verfügung. Hauptan-
wendungsfall ist die GmbH, weil diese Organisationsform die Anforderungen 
an eine Haftungsbeschränkung sowie höchstmögliche Einflussnahme 
erfüllen kann. 

Bei dieser Rechtsform handelt es sich um eine so genannte Kapitalgesellschaft, 
bei der die Haftung auf das Stammkapital begrenzt ist. Bedingt geeignet sind 

                                                           
9 § 101 Abs. 1 Nr. 3 GO in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 3 GO 
10 § 101 Abs. 4 GO 
11 § 102 Abs. 2 Nr. 2 GO 
12 § 102 Abs. 2 Nr. 3 GO 
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die Rechtsformen der Aktiengesellschaft (AG), bei der zwar auch eine Haftungs-
begrenzung auf das gezeichnete Kapital vorgesehen ist, aber die 
Einflussnahme auf die Geschäftsführung fehlt (vgl. unten), sowie die der 
Kommanditgesellschaft (KG). In letzterem Fall kommt nur die Beteiligung als 
Kommanditist oder eine Beteiligung an einer GmbH & Co. KG in Frage. Der 
Kommanditist haftet im Gegensatz zum Komplementär13 nur in Höhe seiner 
Kommanditeinlage. Bei der Beteiligung als Komplementär an einer GmbH & Co. 
KG ist die Haftung auf das Stammkapital der GmbH beschränkt.  

Die Gemeindeordnung fordert einen angemessenen Einfluss der Gemeinde14 
auf die Gesellschaft bzw. die sie lenkende Geschäftsführung. Bei der GmbH 
kann dies durch die Besetzung des Kontrollorgans Aufsichtsrat geschehen, 
dessen Mitglieder in dem Rahmen, den das Privatrecht zulässt, für die Erfüllung 
der öffentlichen Aufgaben des Unternehmens zu sorgen haben. Darüber 
hinaus ist die Gemeinde in der Lage, über die Gesellschafterversammlung – 
als oberstes Organ der Gesellschaft – der Geschäftsführung Anweisungen zu 
erteilen15. 

Neben dem Vorteil, die Geschäftsführung der GmbH direkt anzuweisen16, 
besteht bei der Gestaltung des Gesellschaftsvertrages einer GmbH wesentlich 
mehr Spielraum als z.B. bei dem Vertrag einer AG. Die Regelungen bzgl. der 
Befugnisse der Geschäftsführung einer GmbH17 sind sehr offen gehalten. Die 
Offenheit der gesetzlichen Regelungen belässt den Gesellschafterin (Stadt) der 
GmbH einen weitgehenden Entscheidungsspielraum, innerhalb dessen sie frei 
die Befugnisse der Gesellschafterversammlung, des Aufsichtsrates und der 
Geschäftsführung gegeneinander abgrenzen kann. 

Der Gestaltung des Gesellschaftsvertrages vor der Gründung der 
Gesellschaft kommt in der Verwaltungspraxis die entscheidende Bedeutung 
für die Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben zu. Die Gewichtung der Organe 
– auch der Stellung des Aufsichtsrates – ist mit Rücksicht auf das operative 
Geschäft und die Zielsetzung der Gemeinde auszutarieren. Der Aufsichtsrat 
in einer GmbH ist grundsätzlich fakultativ. Er muss also im Unterschied zu 
GmbH´s, die unter das MitbestG oder das DrittelbG fallen, gesellschafts-
rechtlich nicht gebildet werden. Allerdings schreibt das Kommunalrecht18 vor, 
dass die Gemeinde in den eigenen Unternehmen einen angemessenen 
Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat, erhält. Wird ein Aufsichtsrat freiwillig 
gebildet (fakultativer Aufsichtsrat), so gelten über den Verweis des § 52 
GmbHG die Regelungen des AktG, sofern der Gesellschaftsvertrag hinsichtlich 
abdingbarer Bestimmungen nichts Anderes regelt. Einzelne, nicht in § 52 
GmbHG genannte, Vorschriften können jedoch im Wege der Analogie zur 
Anwendung kommen. 

                                                           
13 § 161 Abs. 1 HGB 
14 § 102 Abs. 2 Nr. 3 GO 
15 § 37 Abs. 1 GmbHG; Bei einer Aktiengesellschaft ist dies nicht möglich, da der Vorstand der AG 
die Gesellschaft in eigener Verantwortung leitet (§ 76 Abs. 1 AktG). 
16 § 37 Abs. 1 GmbHG 
17 §§ 35-38, 43 GmbHG 
18 § 102 Abs. 2 Nr. 3 GO 
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Die Vertragsautonomie ist insoweit nicht unbegrenzt. Zwingende Kom-
petenzen der Geschäftsführung (z.B. Passivvertretung, Buchführung, Auf-
stellung des Jahresabschlusses) oder der Gesellschafterversammlung (z.B. 
Änderung des Gesellschaftsvertrages, Verschmelzung, Spaltung, Form-
wechsel nach UmwG, Unternehmensverträge, Auflösung) können nicht dem 
Aufsichtsrat übertragen werden19.  

 

  

                                                           
19 Unter Berücksichtigung des § 28 GO – vorbehaltene Aufgaben - 
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Beteiligungsportfolio Stadt Norderstedt

Stadtwerke

Norderstedt

wilhelm.tel GmbH

100 %

Stadtpark Norderstedt 
GmbH

100 %

Verkehrsgesellschaft 
Norderstedt mbH

75 %

IKT Regio-Netzwerk 
GmbH & Co. KG

100 %

IKT Regio-Netzwerk 
Service GmbH

100 %

MeterPan GmbH

25 %

VUA-Software-Haus 
GmbH

6 %

Mehrzwecksäle

Norderstedt GmbH

100 %

Entwicklungs-
gesellschaft 

Norderstedt mbH

100 %

Entwicklungs- und 
Grundstücksgesellschaft 

Norderstedt mbH & Co. KG

100 %

Das Haus im Park
gGmbH

100 %

Norderstedter 
Bildungs-

gesellschaft mbH

100 %

Albertinen Hospiz 
Norderstedt 

gGmbH

39 %

Diakonie-Hospiz 
Volksdorf gGmbH

5 %

Bildung-Erziehung-
Betreuung in 

Norderstedt gGmbH
100 %

LEGENDE 

Eigenbetrieb 

GmbH´s 

Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag 



 
 

Seite | 12 

 

 

 

 

 

 

 

2. Der Aufsichtsrat einer Gesellschaft mit 

städtischer Beteiligung 
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Infolge kommunalrechtlicher Vorgaben ist die Stadt Norderstedt verpflichtet, 
einen angemessenen Einfluss auf Gesellschaften zu gewährleisten, an denen 
sie beteiligt ist.20 Dieser Pflicht kommt die Stadt durch die Besetzung von 
Aufsichtsräten mit Vertretern der Stadt Norderstedt nach sowie durch 
Ausübung ihrer Gesellschafterrechte in der Gesellschafterversammlung. 
Gesetzliche Vorschriften und der Gesellschaftsvertrag geben einen Rahmen 
für die Aufgaben und Rechte sowie die Zusammensetzung der Aufsichtsräte 
vor. 

Bei einem fakultativen Aufsichtsrat sind über einen Verweis in § 52 Abs. 1 
GmbHG ebenfalls viele Regelungen des Aktiengesetzes analog anzuwenden.  

Der Hauptausschuss hat am 02.05.2022 eine Empfehlung an alle Aufsichtsräte 
der Norderstedter Beteiligungen ausgesprochen, sich gemäß dem be-
schlossenen Muster eine eigene Geschäftsordnung zu geben. Dies ist auch in 
den neuen Satzungen für die kommunalen Beteiligungen verankert. 

 

 

2.1. Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmit-

gliedern 

 

2.1.1. Persönliche Voraussetzungen 

Bei städtischen Gesellschaften bzw. Gesellschaften mit städtischer 
Beteiligung nehmen hauptsächlich Mitglieder der Stadtvertretung Aufsichts-
ratsmandate wahr. In Ausnahmefällen sind Bedienstete (ohne Dezernenten) 
der Stadt Norderstedt (z.B. bei der MeterPan), selten auch Vertreter be-
stimmter Interessensgruppen21 Mandatsinhaber. Allgemein müssen die Auf-
sichtsratsmitglieder Mindestkenntnisse allgemeiner, wirtschaftlicher, organi-
satorischer und rechtlicher Art aufweisen, die erforderlich sind, um alle 
normalerweise anfallenden Geschäftsvorgänge auch ohne fremde Hilfe 
verstehen und sachgerecht beurteilen zu können. Im Einzelnen handelt es 
sich dabei um:  

 Kenntnisse der gesetzlichen und vertragsmäßigen Aufgaben des 
Aufsichtsrates,  

 die Rechte und Pflichten als Aufsichtsratsmitglied,  

 Kenntnisse, die das Aufsichtsratsmitglied befähigen, die dem 
Aufsichtsrat vorliegenden Berichte zu verstehen, zu bewerten und 
Schlussfolgerungen daraus ziehen zu können, sowie 

                                                           
20 § 102 Abs 1 Nr.3 GO 
21 z.B. Vertreter der Wirtschaft bei der EGNo, EGNo GmbH & Co. KG  
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  die zur Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, 
Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit von Führungsentscheidungen 
erforderlichen Kenntnisse. 

Mit dem vorliegenden Handbuch wird die Gelegenheit gegeben, einen ersten 
Einblick in die Aufgaben, Rechte und Pflichten eines Aufsichtsratsmitglieds zu 
erlangen. 

 

2.1.2. Mandatserlangung 

In einer kommunalen Gesellschaft kann man das Aufsichtsratsmandat auf 
drei Wegen erlangen, die nachfolgend kurz erläutert werden. Im 
Gesellschaftsvertrag ist geregelt, ob die Aufsichtsratsmitglieder in die 
Gesellschaft gewählt oder entsandt werden oder kraft Amtes Mitglied des 
Gremiums sind. Die berufenen Personen sind verpflichtet auf persönliche 
Gründe hinzuweisen, die einer Bestellung oder weiteren Innehabung des 
Mandats entgegenstehen könnten. 

Die erste Form der persönlichen Mandatserlangung ist die Wahl durch die 
Gesellschafterversammlung22. Diese kann durch eine Versammlung oder 
aber auch im schriftlichen Verfahren erfolgen, soweit gesellschafts-
vertragliche Regelungen nicht entgegenstehen23. Die zweite Variante ist die 
Entsendung durch den/die Gesellschafter. Der/die Gesellschafter kann/ 
können jederzeit Aufsichtsratsmitglieder entsenden, sofern der Ge-
sellschaftsvertrag dies vorsieht. Ist die Stadt Norderstedt Gesellschafter, 
erfolgt die Entsendung in die Organe per Hauptausschussbeschluss24.  

Im Hinblick auf die Rechte und Pflichten unterscheiden sich entsandte und 
gewählte Aufsichtsratsmitglieder nicht (Grundsatz der rechtlichen Gleichbe-
handlung). 

Der dritte Weg, ein Aufsichtsratsmandat zu erlangen, ist die im 
Gesellschaftsvertrag vorgenommene namentliche Festlegung oder „kraft 
Amtes“. Dies sind die so genannten „Geborenen Mitglieder“ im Aufsichtsrat. 
Der Gesellschaftsvertrag kann festlegen, dass bestimmte Personen, vor allem 
Oberbürgermeister/Oberbürgermeisterin, Dezernenten / Dezernentinnen, auf-
grund ihrer Funktion bei der Stadt Norderstedt Mitglied des Aufsichtsrats einer 
städtischen Gesellschaft sind. Mit der Neufassung der Gesellschaftsver-
träge25 wurden diese „geborenen Mitglieder“ abgeschafft. Den Dezer-
nentinnen und Dezernenten kommt in den Aufsichtsräten eine beratende 
Funktion zu, welche im Paragraph zum Thema Aufsichtsräte in den 
Gesellschaftsverträgen neu geregelt wurde. 

                                                           
22 Vgl. § 52 Abs. 1 GmbHG, § 101 Abs. 1 AktG 
23 Gilt für Personen, die nicht Mitglied der Stadtvertretung oder Bürgerliches Mitglied sind, hier z.B. 
EGNo § 7 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag „Zu den Mitgliedern gehören……2 Fachleute aus der Wirt-
schaft“ 
24 § 104 Abs. 1 GO in Verbindung mit § 25 GO 
25 Beschluss der Stadtvertretung vom 02.03.2021 
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2.1.3. Dauer der Amtszeit 

Die Dauer der Amtszeit wird grundsätzlich im Gesellschaftsvertrag geregelt 
und ist bei einer GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat frei bestimmbar26.  

Bei der Stadt Norderstedt ist bei den Unternehmen folgende Variante im Gesell-
schaftsvertrag verankert: „Die Amtsdauer der Aufsichtsräte beträgt fünf Ge-
schäftsjahre. Die Mitgliedschaft endet mit dem Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das fünfte Geschäfts-
jahr. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.“   

 

2.1.4. Gleichbehandlung bei der Vertretung 

 

Am 01.05.2015 und am 12.08.2021 trat das Gesetz für die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern in Führungspositionen in der Privatwirtschaft 
und im öffentlichen Dienst (FüPoG und FüPoG II) in Kraft. Hierdurch werden 
börsennotierte Aktiengesellschaften27 und Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Unternehmen, die dem MitbestG unterliegen, und europäische Aktiengesell-
schaften (SE) verpflichtet, freiwerdende Aufsichtsratsposten an das unterreprä-
sentierte Geschlecht zu vergeben, wenn dieses weniger als 30% der Aufsichts-
ratsmitglieder ausmacht. Die Quote ist seit dem 01.08.2022 für neu zu beset-
zende Aufsichtsratsposten einzuhalten. Wird dies nicht beachtet, gilt die Ernen-
nung als nicht erfolgt und der Posten bleibt unbesetzt (sogenannter „leerer 
Stuhl“). Gleiches gilt für die beiden Führungsebenen eines Unternehmens un-
terhalb des Vorstandes28. Unternehmen, die entweder börsennotiert oder mitbe-
stimmt sind, sind zudem verpflichtet, Zielgrößen für den Frauenanteil im Auf-
sichtsrat, im Vorstand und in den beiden Führungsebenen des Vorstands fest-
zulegen und sich zu deren Erreichung Fristen von maximal fünf Jahren zu set-
zen29. 

Diese Vorschrift betrifft jedoch keine Norderstedter Unternehmen und ist für 

diese kommunalen Beteiligungen nicht anwendbar. Allerdings hat das OVG 

Schleswig-Holstein am 6. Dezember 2017 ein Urteil gefällt, dass zur stärkeren 

Gleichberechtigung in kommunalen Aufsichtsräten gem. § 15 GstG verpflich-

tet. 

 

Folglich soll der Hauptausschuss bei der Besetzung der Aufsichtsgremien der 
kommunalen Beteiligungen darauf hinwirken, dass die Stadt möglichst paritä-
tisch durch Frauen und Männer vertreten wird. Durch die besondere Stellung 

                                                           
26 Kein Verweis des § 52 GmbHG auf § 102 AktG 
27 § 111 Abs. 5 AktG 
28 § 76 Abs. 4 AktG 
29 § 76 Abs. 4 und § 111 Abs. 5 AktG 
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der öffentlichen Beteiligungen und die unmittelbare Bindung an den grundge-
setzlichen Gleichbehandlungsgrundsatz, soll die Umsetzung der möglichst 
gleichmäßigen Besetzung besonders berücksichtigt werden. 

 

2.1.5. Beendigung 

Es gibt mehrere Formen das Mandat zu beenden. 

Die Niederlegung des Amtes ist grundsätzlich jederzeit möglich. Das 
Aufsichtsratsmitglied muss schriftlich gegenüber der/dem Aufsichtsratsvor-
sitzenden oder gegenüber der GmbH, vertreten durch den Geschäfts-
führer, die Niederlegung erklären. Eine Mandatsniederlegung sollte in der 
Regel erfolgen, wenn die Inhaber öffentlicher Ämter aus der Funktion, aus der 
heraus sie berufen worden sind, ausscheiden und der Gesellschaftsvertrag für 
diesen Fall nicht bereits ein automatisches Ausscheiden vorsieht. Nicht möglich 
ist eine Niederlegung zur „Unzeit“ oder zur Konfliktvermeidung. 

Ist die Amtszeit festgelegt, endet das Mandat automatisch und regulär nach 
Ablauf dieser Zeit. Dies gilt für alle Aufsichtsräte der Stadt Norderstedt. 

Entsendete Mitglieder können jederzeit durch den entsendungsberechtigten 
Gesellschafter abberufen werden30. 

 
 

  

                                                           
30 § 103 Abs. 2 AktG i.V.m. § 52 GmbHG 
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2.2. Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats / der Auf-

sichtsratsmitglieder 

 

2.2.1. Vertragsautonomie 

Bei GmbHs mit fakultativem Aufsichtsrat besteht eine sehr weitgehende 
Vertragsautonomie, vgl. Kapitel 1. „Rechtsgrundlagen“ Die konkreten 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der Aufsichtsratsmitglieder und des 
Aufsichtsrats leiten sich daher in erster Linie aus gesetzlichen Bestimmungen 
sowie dem jeweiligen Gesellschaftsvertrag ab. Alle Aufsichtsratsmitglieder 
haben die gleichen Rechte und Pflichten, wenn man von der Sonderstellung 
des Vorsitzenden absieht. Jedes Aufsichtsratsmitglied ist verantwortlich 
dafür, dass der Aufsichtsrat seine Aufgaben sachgerecht erfüllt (Prinzip 
der Gesamtverantwortung). 

 

2.2.2. Pflichten 

 

2.2.2.1. Sorgfaltspflicht 

Der Aufsichtsrat hat die geschäftlichen Aufgaben wie eine ordentliche und 
sorgfältige Geschäftsführung wahrzunehmen.31 Die Sorgfaltspflicht betrifft 
jedes einzelne Aufsichtsratsmitglied in gleichem Umfang. Sie umfasst die 
Anforderung an das Mitglied (selbst) zu prüfen, ob es  

 die für die Amtsführung notwendige Arbeitszeit zur Verfügung hat (bei 
zeitlicher Überlastung, Ablehnung des Mandats oder Rücktritt),  

 mit Initiative und gedanklicher Vorarbeit zur Förderung der Arbeit des 
Aufsichtsrates beitragen kann und ob es die, für die Wahrnehmung des 
Amtes notwendigen (allgemeinen, wirtschaftlichen, organisatorischen 
und rechtlichen) Kenntnisse besitzt, um mindestens alle normaler-
weise anfallenden Geschäftsvorgänge auch ohne fremde Hilfe ver-
stehen und sachgerecht beurteilen zu können32.  

Ansonsten hat das Mitglied die Annahme des Mandats abzulehnen. Daneben 
muss das Aufsichtsratsmitglied  

 bereit sein, sich die nötigen Fachkenntnisse zur Beurteilung von 
komplexen Unternehmensfragen anzueignen33.  

                                                           
31 § 52 GmbHG  
32 BGHZ 85, S. 293, 295; Alfred Katz, „Kommunale Wirtschaft“ – Leitfaden für die Praxis S 70 
33 S. Kapitel: persönliche Voraussetzungen 



 
 

Seite | 18 

 Insbesondere die Fähigkeit besitzen, die kritischen Erfolgs- und 
Risikofaktoren des speziellen Unternehmens zu erkennen und in ihren 
wesentlichen Zusammenhängen und Veränderungen zutreffend 
beurteilen zu können sowie 

 bei schwierigen und außergewöhnlichen Fragen seinen Beratungs-
bedarf zu erkennen und sich adäquat beraten zu lassen (Objektivität des 
Pflichtenmaßstabs).  

Notwendig ist, dass sich der/die Mandatsträger/in mit der Branchensituation, 
der Organisationsstruktur und der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft 
auseinandersetzt. Das einzelne Aufsichtsratsmitglied ist dafür verantwortlich, 
dass der Aufsichtsrat seine Überwachungsfunktion erfüllt. 

 

2.2.2.2. Treuepflicht 

Mit der Einrichtung eines Aufsichtsrats in einem Unternehmen (fakultativ oder 
obligatorisch) wird im Rechtsverkehr Vertrauen darin geschaffen, dass die 
Geschäftsführung dieses Unternehmens durch eine unabhängige Instanz 
kontrolliert wird.  

Die Aufsichtsratsmitglieder haben aufgrund ihrer besonderen Treuepflicht zum 
Unternehmen bei ihrer Tätigkeit für die Gesellschaft deren Interessen 
wahrzunehmen und Schaden von ihr abzuwenden. Aufsichtsratsmitglieder 
können sich daher weder durch Vertrag noch auf andere Weise wirksam 
verpflichten, ihre Entscheidung im Aufsichtsrat in einer bestimmten vorgegebe-
nen Richtung zu treffen oder im Konfliktfall ihr Amt niederzulegen (s. auch 
Kapitel 2.1.4. „Beendigung“). Eine Regelung zur Weisungsmöglichkeit der 
Aufsichtsratsmitglieder (bei fakultativen Aufsichtsräten) durch die Gesell-
schafterversammlung ist im Gesellschaftsvertrag aufgrund des Vertrauens-
anspruchs der Öffentlichkeit an die „Institution Aufsichtsrat“ gesellschafts-
rechtlich nicht möglich.  

Gleichwohl sieht die Gemeindeordnung vor, dass alle von der Stadtvertretung 
entsandten Vertreter im Aufsichtsrat34 städtischer Unternehmen an Wei-
sungen der Stadtvertretung gebunden sind, soweit nicht Vorschriften des 
Gesellschaftsrechts dem entgegenstehen. Die Regelungen der Gemeinde-
ordnung stehen im Zusammenhang mit § 101 Abs. 1 Ziffer 1 GO, wonach sich 
die Gemeinde wirtschaftlich betätigen darf, wenn ein öffentlicher Zweck die 
Betätigung rechtfertigt. Die Wahrnehmung des öffentlichen Zwecks ist die 
Legitimationsgrundlage des Unternehmens. Bei der Gemeindeordnung handelt 
es sich jedoch um Landesrecht, dem das Bundesrecht im Konfliktfall zwischen 
Gesellschaftsinteresse und im Einzelfall erteilter Weisung vorgeht. Erhält das 
Aufsichtsratsmitglied eine Weisung von dem Entsendungsberechtigten, so 

                                                           
34 § 25 Abs. 1 GO 
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muss es in jedem Einzelfall eigenverantwortlich prüfen, ob diese Weisung den 
Interessen des Unternehmens dient und ggf. anders entscheiden.35  

Den Weisungen, die für das Unternehmen eine neutrale/positive Wirkung 
haben, kann das Aufsichtsratsmitglied nach eigenverantwortlicher Prüfung des 
Sachverhalts als Orientierung folgen. Eine Bindungswirkung entsteht lediglich 
im Verhältnis zur entsendenden Stadt. Die abweichende Stimmabgabe im 
Aufsichtsrat bleibt im Außenverhältnis in jedem Fall wirksam. Damit einhergeht 
infolgedessen auch, dass sich das Aufsichtsratsmitglied entsprechend haftbar 
macht, wenn es – sei es aufgrund einer Weisung oder nicht – eine Entscheidung 
trifft, die nicht dem Wohle des Unternehmens dient.36 Die entsendende Stadt 
kann jedoch das Aufsichtsratsmitglied abberufen. 

 

2.2.2.3. Überwachungspflicht 

Unabdingbare und zentrale Aufgabe des Aufsichtsrats ist die Überwachung der 
Geschäftsführung. Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung der Rechte 
und Pflichten bzw. Aufgaben im Gesellschaftsvertrag weckt die Einrichtung 
eines Aufsichtsrats im Rechtsverkehr Erwartungen. Ein Aufsichtsrat, der nicht 
die Aufgabe hat, die Geschäftsführung zu überwachen, wäre eine Täuschung 
im Rechtsverkehr. Deshalb handelt es sich hier um eine Aufgabe, die auch nicht 
durch eine Regelung im Gesellschaftsvertrag dem Aufsichtsrat entzogen 
werden kann. Gegenstand der Überwachung ist die Rechtmäßigkeit, die 
Ordnungsmäßigkeit, die Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlichkeit der Ge-
schäftsführung37; insbesondere die 

 Begrenzung der Unternehmenstätigkeit auf die vertragsmäßigen 
Aufgaben, 

 Beachtung der Sorgfaltspflichten eines ordentlichen und gewissenhaften 
Kaufmanns, 

 Übereinstimmung der strategischen Planung der Geschäftsführung mit 
den strategischen Zielvorgaben der Gesellschafter/-innen, 

 Einbindung der operativen Geschäftsziele in die strategische Zielsetzung 
der Gesellschafter/-innen, 

 Einhaltung der operativen Geschäftsziele, 

 Einrichtung und Anwendung eines wirksamen Steuerungs-, Kontroll- und 
Risikomanagementsystems durch die Geschäftsführung. 

 

Gegenstand der Überwachung ist auch die Frage, ob die Geschäftsführung 
die für ihr Amt erforderliche Eignung besitzt und ob sich die Kosten für 

                                                           
35 BGHZ 36, S 296, 306; Alfred Katz, „Kommunale Wirtschaft“ – Leitfaden für die Praxis S. 103 ff 
36 Oebbecke, in Hoppe/Uechtritz, Handbuch kommunaler Unternehmen, § 9 Rn. 41 
37 § 111 Abs. 1 AktG i.V.m. § 52 GmbHG 
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Verwaltung und Geschäftsführung in einem angemessenen Rahmen be-
wegen. Darüber hinaus hat der Aufsichtsrat einer Obergesellschaft zusätzlich 
zu überwachen, dass die Geschäftsführung die Beteiligungsrechte bei der 
Untergesellschaft ordnungsgemäß wahrnimmt (z.B. bei Wilhelm.tel und IKT). 

Während die Überwachung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
eine Kontrollaufgabe von bereits abgeschlossenen Geschäftsführungs-
maßnahmen darstellt, betrifft die Zweckmäßigkeits- und Wirtschaftlich-
keitsprüfung laufende oder geplante Maßnahmen (Umstrukturierungen, 
neue Geschäftsfelder etc.). 

Für die Erfüllung der Kontrollaufgaben sind Informationen über das 
Geschehen im Unternehmen erforderlich. Diese muss sich der Aufsichtsrat 
beschaffen. Welche Überwachungsmaßnahmen und Erkundigungs-
pflichten des Aufsichtsrats notwendig sind und inwieweit sich diese auf die 
Einzelheiten der Geschäftsführung erstrecken müssen, richtet sich nach den 
Verhältnissen und der Lage des einzelnen Unternehmens (z.B. der Art und 
Wirksamkeit seiner internen Kontrolleinrichtungen bzw. der wirtschaftlichen 
Verhältnisse).  

In Krisensituationen des Unternehmens erhöhen sich die Über-
wachungspflichten. Das Aufsichtsratsmitglied kann aus den verschiedensten 
Anlässen heraus angehalten sein, sich nach den Fakten zu erkundigen, die 
für eine sachgerechte Erledigung der Überwachungsaufgaben erforderlich 
sind. Dies gilt z.B. für die Strukturdaten des Unternehmens. Aber auch aus 
Berichten der Geschäftsführung oder des Abschlussprüfers können sich 
derartige Pflichten ableiten, wenn ein hinreichender Anlass zu Fragen, 
Zweifeln oder Bedenken besteht und es sich um Angelegenheiten handelt, 
aus denen das Unternehmen Nachteile erleiden kann. 

Jedes einzelne Aufsichtsratsmitglied ist dafür verantwortlich, dass der 
Aufsichtsrat als Ganzes seine Überwachungspflicht erfüllt. Erkennt der 
Aufsichtsrat Fehler der Geschäftsführung, ist er verpflichtet, einzuschreiten. 

Neben der Wahl bzw. Bestellung des Abschlussprüfers können zusätzliche 
Prüfungsaufträge an den Abschlussprüfer vom Aufsichtsrat durch seinen 
hierzu ermächtigte/n Vorsitzende/n erteilt.38 Dabei kann der Aufsichtsrat eigene 
Prüfungsschwerpunkte festlegen, die er aufgrund seiner Überwachung für 
wichtig hält. Der Abschlussprüfer legt den Prüfungsbericht dem Aufsichtsrat vor 
und nimmt an dessen Bilanzsitzung teil, in der er über wesentliche Prüf-
ungsergebnisse berichtet.  

Zur Ausübung seiner Überwachungsfunktion hat der Aufsichtsrat u.a. den 
Jahresabschluss und Lagebericht sowie den Ergebnisverwendungsvorschlag 
zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung an die Gesellschafter-
versammlung zu berichten39. Ebenso hat er auch über seine eigenen 
Aktivitäten (sog. Bericht des Aufsichtsrates) Rechenschaft abzulegen. Bei 
Konzernmüttern (hier bei der Stadt der Konzernbericht der Stadtwerke) bezieht 

                                                           
38 § 111 Abs. 2 Satz 3 AktG, § 318 Abs. 1 Satz 4, Abs. 7 Satz 5 HGB 
39 § 171 AktG i.V.m. § 52 GmbHG 
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sich dies auf den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht. Die Prüfung 
des Aufsichtsrats erfolgt unter Einbeziehung des Prüfberichts des 
Abschlussprüfers. Die Jahresabschlüsse der städtischen Gesellschaften sind 
unabhängig von der Unternehmensgröße aufgrund der gesellschafts-
vertraglichen und kommunalrechtlichen Vorgaben durch einen Abschlussprüfer 
zu prüfen. Die Prüfungspflicht des Aufsichtsrats ist unabdingbar. 

 

2.2.2.4. Verschwiegenheitspflicht 

Über vertrauliche Angelegenheiten der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse, haben die Aufsichtsratsmitglieder gegenüber Dritten 
Stillschweigen zu bewahren.40 Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere 
zur Verschwiegenheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche 
Beratungen verpflichtet. Die Verschwiegenheitspflicht gehört zu den 
Grundprinzipien der selbstverantwortlichen Überwachungsaufgabe des Auf-
sichtsrats und steht daher nicht zur Disposition der Gesellschafter.41  

Demgegenüber besteht nach allgemeiner Ansicht im Verhältnis zu der 
Gesellschafterversammlung keine Verschwiegenheit, wenn und soweit der 
Aufsichtsrat dieses Organ in seiner Gesamtheit unterrichtet. Ein einzelner 
Gesellschafter hat jedoch keinen Anspruch gegen den Aufsichtsrat auf 
Auskunft.42 Die Gesellschafterin Stadt Norderstedt selbst hat einen 
Auskunftsanspruch43 gegen die Geschäftsführer, u.a. auch auf Einsichtnahme 
in die Protokolle des Aufsichtsrats44. Die Initiative muss aber von ihr ausgehen. 

Die Weitergabe von Informationen nach außen ist eine Kompetenzverletzung 
des Aufsichtsratsmitglieds, da der Aufsichtsrat ein Innenorgan ist. Beratungs-, 
Planungs-, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse dürfen nicht weitergegeben 
werden. Richtschnur für die Geheimhaltung von Informationen ist das objektive 
Geheimhaltungsinteresse der Gesellschaft45, das das Aufsichtsratsmitglied 
aufgrund seiner vorrangigen Treuepflicht gegenüber dem Unternehmen zu 
wahren hat. Das Aufsichtsratsmitglied muss das Vorliegen eines solchen 
Interesses eigenverantwortlich prüfen und entscheiden. Die Überwachungs-
aufgabe ist nur dann wirkungsvoll wahrzunehmen, wenn über die Probleme und 
Planungen des Unternehmens im Aufsichtsrat offen und ehrlich berichtet und 
diskutiert werden kann. Die Schweigepflicht besteht gegenüber Dritten46, 
d.h. gegenüber allen Personen, die nicht dem Vorstand oder Aufsichtsrat 
angehören. Diese Pflicht gilt auch für kommunale Aufsichtsratsmitglieder. 

                                                           
40 §§ 93 Abs. 1 Satz 2, 116 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG; für fakultative, sofern nicht im 

Gesellschaftsvertrag abbedungen 
41 Zöllner zu § 52 GmbHG 
42 BGHZ 135, 48 ff 
43 § 51 a GmbHG 
44 BGHZ 135, 48 ff.; BGH v. 06.03.1997 ZIP 1997, 978 ff 
45 BGHZ 64, 325, 330 
46 In den Gesellschaftsverträgen der Stadt Norderstedt ist unter dem § „Aufsichtsrat“ ein Passus zur 
Verschwiegenheit der Aufsichtsratsmitglieder verankert. 
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In §§ 394, 395 AktG wurden Sondervorschriften für die Beteiligung von 
Gebietskörperschaften an Gesellschaften getroffen, da diese immer den 
öffentlichen Zweck der Gesellschaft in den Vordergrund ihrer Überlegungen 
treten lassen müssen. Nach § 394 AktG47 unterliegen Aufsichtsratsmitglieder, 
die auf Veranlassung einer Gebietskörperschaft in den Aufsichtsrat entsandt 
worden sind, hinsichtlich der Berichte, die sie der Gebietskörperschaft zu 
erstatten haben, keiner Verschwiegenheitspflicht. Diese Regelung begründet 
jedoch keine Berichtspflicht für Vertreter von Gebietskörperschaften, 
sondern setzt nach herrschender Meinung voraus, dass eine solche 
Berichtspflicht anderweitig gesetzlich geregelt ist. Gesetzlich normiert 
worden ist diese Berichtspflicht mit dem § 104 Abs. 1 letzter Satz GO. Hiernach 
haben Vertreter der Stadt Norderstedt in kommunalen Unternehmen die 
Stadtvertretung über alle Angelegenheiten frühzeitig zu unterrichten und auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen. Die Berichtspflicht erfasst vor allem solche 
Informationen, deren Kenntnis zur sachgerechten Verwaltung und Kontrolle 
sowie zur Steuerung der Unternehmensbeteiligung erforderlich ist. Die 
Vorschrift ist jedoch einschränkend auszulegen. Das bedeutet, dass 
überproportionale Eingriffe in operative Geschäfte unterbleiben müssen, um 
eine Wettbewerbsverzerrung zu anderen Unternehmen ohne gemeindliche 
Beteiligung zu vermeiden.  

Berichte sollen: 

- sich auf die Globalsteuerung des Unternehmens zur Erreichung der 
strategischen Ziele beschränken, 

- sich auf Finanz- und Sachziele, die unter den Vorbehalt von § 28 Satz 1 
GO fallen, beschränken, 

- über außerplanmäßige finanzielle Angelegenheiten berichten, die die 
Wirtschaftspläne wesentlich ändern oder gefährden, 

- sich an den Adressaten „Gemeinde“ wenden und nicht an Teile der Ge-
meinde, 

- rechtzeitig erfolgen, sodass die Gemeinde auf die Situation noch ange-
messen reagieren kann. 

Der/die Oberbürgermeister/in kann sich im Aufsichtsrat durch besondere 
„entsandte“ Personen vertreten lassen48, die an (seine/ihre) Weisungen 
gebunden sind. Eine solche Weisung kann eine Unterrichtungspflicht (aus-
schließlich) an den/die Oberbürgermeister/in vorsehen.  

Die Abwägungspflicht des Aufsichtsratsmitglieds bei kollidierendem Ge-
sellschafts- und kommunalem Interesse aufgrund der Weisung gilt jedoch auch 
hier entsprechend. Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch nach Beendigung 
des Aufsichtsratsmandats weiter. 

 

                                                           
47 §§ 394, 395 AktG gelten trotz fehlendem Verweis in § 52 GmbHG auch für die Aufsichtsrats-

mitglieder der GmbH analog; h. M. 
48 § 25 Abs. 1 GO 
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2.2.2.5. Berichtspflichten 

Die Berichtspflicht der Geschäftsführer ist eine Holschuld des 
Aufsichtsrates und beschränkt auf Umstände, die für die Lage der 
Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung sind, es sei denn, der 
Gesellschaftsvertrag enthält andere Regelungen. 

Auch ist das Aufsichtsratsmitglied verpflichtet, Informationen an den 
Aufsichtsrat weiterzugeben, die außerhalb der Aufsichtsratstätigkeit erlangt 
wurden und aus denen sich wesentliche Aspekte für die 
Überwachungstätigkeit entnehmen lassen. Diese Pflicht kann zu einer 
Kollision führen, wenn das Aufsichtsratsmitglied zugleich in mehreren 
Gremien vertreten ist und aus der Tätigkeit bei einem Unternehmen 
Informationen über ein anderes Unternehmen erlangt, bei dem es 
gleichermaßen dem Aufsichtsrat angehört. Im Zweifel dürfen diese 
Kenntnisse aufgrund der Verschwiegenheitspflicht nicht dem Aufsichtsrat des 
anderen Unternehmens zugeleitet und offenbart werden.  

Problematisch erscheint zunächst auch die Berichtspflicht gegenüber 
Gremien und Organen der Gebietskörperschaft selbst. Fest steht, dass das 
Aufsichtsratsmitglied sich grundsätzlich an seine Verschwiegenheitspflicht 
zu halten hat. Dennoch werden Berichtspflichten vertraulicher Informationen 
durch das Gesetz zugelassen.49 Das Aufsichtsratsmitglied steht dann vor der 
Frage, welchem Organ (bzw. welchem Gremium) es Bericht erstatten darf 
und welchem nicht. Als Leitfaden für die Prüfung dieser Kompetenz kann das 
Aufsichtsratsmitglied sich an die folgende Formel halten: Es darf nur 
demjenigen Organ berichtet werden, das selbst einer Verschwiegen-
heitspflicht unterliegt. Dies ist nicht etwa nur daran zu messen, ob das 
Gesetz einem bestimmten Organ oder Gremium die Verschwiegenheit als 
Pflicht auferlegt. Vielmehr ist zu prüfen, ob eine solche 
Verschwiegenheitspflicht auch faktisch umgesetzt und gewährleistet werden 
kann, etwa durch Begrenzung des Personenkreises oder organisatorische 
Verpflichtungen.50 Bei Zweifeln hat das Aufsichtsratsmitglied die Be-
richterstattung zu unterlassen. 

Bei weiteren Fragen stehen Ihnen auch gern die Kolleginnen und Kollegen des 
Beteiligungsmanagements zur Verfügung (Telefonnummern finden Sie unter 
Einleitung). 

  

                                                           
49 §§ 394, 365 AktG; § 52 GmbHG i.V.m. §§116, 93 Abs. 1 S.2 AktG (bei fakultativen Aufsichtsrat); § 
104 Abs. 1, letzter Satz GO; s. Cronauge / Westermann: Kommunale Unternehmen Rn. 192 + 218 
50 Hüffer, AktG, § 394 Rn. 43 
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2.2.2.6. Teilnahmerecht und –pflicht der Aufsichtsratsmitglieder 

Das Aufsichtsratsmitglied hat die Pflicht zur höchstpersönlichen Amtsführung51, 
d.h. Aufsichtsratsmitglieder können ihre Aufgaben grundsätzlich nicht durch 
andere wahrnehmen lassen (sog. Vertretungs- und Delegationsverbot). 

Das Delegationsverbot schließt nicht aus, dass sich das Mitglied bei der 
Erledigung von Hilfsfunktionen zuarbeiten lassen kann bzw. Hilfskräfte mit 
fachlichen Zuarbeiten beauftragt, wie z. B. die jeweils zuständigen Mit-
arbeiter/innen des Beteiligungsmanagements mit der Sammlung und Aufbe-
reitung von Daten zur Vorbereitung einer Aufsichtsratssitzung. Dies gilt auch für 
Fälle einer konkreten, auf den Einzelfall beschränkten Fragestellung, die mit der 
gesetzlich vorausgesetzten Mindestfachkunde allein nicht bewältigt werden 
kann, oder, wenn die Beratung ausschließlich der Erfüllung der gesetzlichen 
Aufsichtsratsaufgaben dient, hierzu erforderlich ist und nicht durch eine 
gesellschaftsinterne Klärung ersetzbar ist. 

Das Aufsichtsratsmitglied muss sich sein Urteil in der Sache selbst bilden. Bei 
Verhinderung der Teilnahme an der Sitzung kann das Aufsichtsratsmitglied 
seine Stimme schriftlich durch ein anderes Mitglied oder durch eine zur 
Teilnahme an der Sitzung berechtigte Person, die er/sie hierzu bevollmächtigt 
abgeben lassen.52 Soweit es sich um einen fakultativen Aufsichtsrat handelt, 
bedarf es hierzu jedoch einer entsprechenden Regelung in dem Vertrag. Hierbei 
muss sich die Stimmabgabe immer auf einen bestimmten, den vorgelegten, 
Beschlussvorschlag beziehen. Die abgegebene Stimme muss ferner eindeutig 
sein und darf keinen Entscheidungsspielraum des Stimmboten zulassen. 

(Abweichende) Beschlussvorschläge und andere Anträge53 können jedoch im 
Vorfeld einer Sitzung eingereicht werden. Sind sie rechtzeitig eingereicht 
worden, so hat der/die Aufsichtsratsvorsitzende sie zuzulassen und für eine 
unverzügliche Weiterleitung an die Aufsichtsratsmitglieder zu sorgen. Wann ein 
Antrag rechtzeitig gestellt ist, lässt sich nicht eindeutig beantworten. Als noch 
rechtzeitig wird man es ansehen können, wenn der Antrag so frühzeitig 
eingereicht wird, dass er in Anlehnung an die Frist in § 51 Abs. 4 GmbHG 
wenigstens drei Tage vor der Versammlung den Aufsichtsratsmitgliedern 
angekündigt werden kann.54 Über einen verspäteten Antrag kann nur mit 
Zustimmung aller – auch der bei der Sitzung nicht anwesenden – 
Aufsichtsratsmitglieder abgestimmt werden. 

                                                           
51 § 111 Abs. 5 AktG i. V. m. § 52 GmbHG – Stellvertretung von Aufsichtsratsmitgliedern eines 

fakultativen Aufsichtsrats ist bei der GmbH nur möglich, wenn dies im Gesellschaftsvertrag 
ausnahmsweise zugelassen ist. Bei einem obligatorischen Aufsichtsrat ist eine Stellvertretung 
ausgeschlossen. 
52 Schriftliche Stimmabgabe im Sinne von §§ 108 Abs. 3, 109 Abs. 3 AktG bedarf bei einem 

fakultativen Aufsichtsrat einer Regelung in dem Vertrag (kein Verweis in § 52 GmbHG).  
53 Auch Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung 
54 Einen Zugang drei Tage vor der Sitzung auf elektronischem Wege wird man als ausreichend anse-
hen können. 
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Grundsätzlich ist auch eine Teilnahme an der Sitzung über Telefon oder 
Videokonferenz möglich, sofern dies nach dem Gesellschaftsvertrag 
zugelassen ist. Weitgehende Regelungen finden sich in der Geschäftsordnung 
für Aufsichtsräte, deren Muster am 02.05.2022 im Hauptausschuss 
beschlossen wurde. 

 

2.2.2.7. Sonstige Pflichten 

Der Aufsichtsrat als Gremium hat die Geschäftsführung in Fragen der 
zukünftigen strategischen Geschäftspolitik zu beraten. 

Ferner hat das Aufsichtsratsmitglied die Pflicht zur Kenntnisnahme der 
Beratungsunterlagen, um eine fundierte Erörterung der Probleme in einem 
sachgerechten Dialog mit der Geschäftsführung in der Aufsichtsratssitzung vor-
zubereiten. Die Erkundigungspflicht (Fragepflicht) ergibt sich aus der Über-
wachungspflicht des Aufsichtsratsmitglieds und betrifft u.a. die Strukturdaten 
des Unternehmens sowie die Geschäftsführungs- und Abschlussberichte und 
besteht im Falle von Zweifeln und Bedenken hinsichtlich vorgetragener 
Angelegenheiten in der Aufsichtsratssitzung. Eine Erkundigungspflicht besteht 
auch bei Fehlen von Fachkenntnissen, um ggf. Wissenslücken zu schließen. 
Unter Förderungspflicht versteht man die Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit des 
Aufsichtsratsmitglieds sowie die Wahrnehmung von Initiativrechten. Die Pflicht 
zur Einberufung der Gesellschafterversammlung trifft den Aufsichtsrat als 
Gremium, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert.55  

Der Aufsichtsrat hat als Gremium die Pflicht, die Gesellschaft gegenüber den 
Geschäftsführern zu vertreten.56 Der Gesellschaftsvertrag weist die Bestellung 
und Abberufung der Geschäftsführer (inkl. des Abschlusses des Anstellungs-
vertrages) dem Aufsichtsrat zu. 

 
 

  

                                                           
55 § 111 Abs. 3 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG 
56 § 112 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG 
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2.2.3. Rechte 

Die Rechte sind das Spiegelbild der Pflichten des Aufsichtsrats und seiner 
Mitglieder. 

 

2.2.3.1. Zustimmungsvorbehalte für bestimmte Arten von Geschäf-

ten gemäß Vertrag 

Mit Vereinheitlichung der Gesellschaftsverträge sind bestimmte Arten von 
Geschäften, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen (Zustimm-
ungsvorbehalte), entfallen.57 Diese sollen nach Maßgabe des Landes über die 
Geschäftsordnung der Aufsichtsräte wieder einfließen. Der Katalog der zu-
stimmungsbedürftigen Geschäfte58 kann von Gesellschaft zu Gesellschaft 
variieren. Zu den zustimmungsbedürftigen Geschäften zählen beispielsweise im 
Regelfall Investitionen in einer bestimmten Größenordnung, Erwerb und 
Beendigung einer Beteiligung, Erwerb, Belastung und Verkauf von 
Grundstücken, die Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten, 
der Abschluss von Verträgen von erheblicher Bedeutung, Führung von 
Rechtsstreitigkeiten oder die Aufnahme oder Gewährung von Krediten und 
Bürgschaften. Der Gesellschaftsvertrag kann den Aufsichtsrat ermächtigen, 
weitere Geschäfte an seine Zustimmung zu binden. Verweigert der 
Aufsichtsrat seine Zustimmung, so hat die Geschäftsführung die Möglichkeit, 
einen Beschluss der Gesellschafterversammlung zu verlangen. 

Die Überwachung der Geschäftsführer ist nach dem GmbHG Aufgabe der 
Gesellschafterversammlung und wird nur durch den Vertrag an den Aufsichtsrat 
übertragen. Ein Rückholrecht des Zustimmungsvorbehalts an den/die 
Gesellschafter gibt es im Gesellschaftsrecht nicht. Um eine Kompetenz-
veränderung herbeizuführen, müsste vielmehr die Gesellschafterversammlung 
eine Änderung des Vertrages beschließen, die erst mit der Eintragung ins 
Handelsregister wirksam wird, so dass es ggf. für ein konkretes Geschäft zu 
lange dauern kann. 

Es verbleibt die Möglichkeit der Weisung durch die Gesellschafter-
versammlung an die Geschäftsführung,59 denn diese wird durch den 
Zustimmungsvorbehalt des Aufsichtsrats nicht ausgeschlossen. Die Gesell-
schafterversammlung kann vorher oder nachdem sich der Aufsichtsrat mit der 
Angelegenheit befasst hat, eine entsprechende Weisung veranlassen. 

 

                                                           
57 § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG; Gesellschaftsvertrag § zu den 

Aufsichtsräten und dort der Abs. über die Organisation des Aufsichtsrates 
58 Unter Geschäfte versteht man Rechtsgeschäfte und unternehmensinterne Organisations- bzw. 

Investitionsentscheidungen. 
59 § 37 GmbHG 
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2.2.3.2. Informationsrechte und Einsichtsrechte 

Der Aufsichtsrat kann als Gesamtgremium von der Geschäftsführung 
jederzeit einen Bericht60 über Angelegenheiten der Gesellschaft, über recht-
liche und geschäftliche Beziehungen zu verbundenen Unternehmen und 
geschäftliche Vorgänge bei diesen Unternehmen verlangen, die auf die Lage 
der Gesellschaft von erheblichem Einfluss sein können61. Dieses Aus-
kunftsverlangen kann auch das einzelne Aufsichtsratsmitglied vortragen, 
den Bericht kann es aber nur zur Vorlage an den Aufsichtsrat als Gremium 
verlangen62. Die Berichte haben den Grundsätzen einer gewissenhaften und 
getreuen Rechenschaft zu entsprechen63. Sie sind möglichst rechtzeitig, in der 
Regel in Textform zu erstatten. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, von 
den Berichten Kenntnis zu nehmen. Im Falle schriftlicher Berichterstattung ist 
der Bericht auf Verlangen jedem Aufsichtsratsmitglied auszuhändigen, soweit 
der Aufsichtsrat nichts anderes beschlossen hat.64  

Sollte die Geschäftsführung – aus welchem Grund auch immer – eine solche 
Berichterstattung an den Aufsichtsrat ablehnen oder beschneiden, hat das 
Aufsichtsratsmitglied eigene Klagerechte bzw. gerichtliche Antragsbefugnisse, 
von denen mit Blick auf das Unternehmenswohl, die Atmosphäre im Aufsichtsrat 
und den Dialog mit der Geschäftsführung äußerst restriktiv Gebrauch gemacht 
werden sollte.65  

In Gesellschaftsverträgen ist in der Regel eine turnusgemäße 
Grundinformation66 vorgesehen. Es kann sich hierbei um vierteljährliche 
Quartalsberichte über den Gang der Geschäfte und die Lage der Gesellschaft, 
um einen jährlichen Bericht über die Geschäftspolitik und Unternehmens-
planung sowie um Aussagen zu der Rentabilität der Gesellschaft und des 
Eigenkapitals in der jährlichen Bilanzsitzung des Aufsichtsrats handeln. 

Im Hinblick auf das Informationsrecht spielen aber auch die Wirtschafts-
prüferberichte und die Teilnahme des Wirtschaftsprüfers an der Bilanzsitzung 
des Aufsichtsrats67 eine wichtige Rolle, genauso wie die rechtzeitige Unter-
richtung über Geschäfte bzw. strategische Entscheidungen, die für die Ren-
tabilität und Liquidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeutung sind, so 
dass der Aufsichtsrat noch vor dessen Abwicklung Gelegenheit hat, dazu 
Stellung zu nehmen. Der Vertrag kann darüber hinaus weitere Zusatzberichte 

                                                           
60 Das „Verlangen“ setzt eine aktive Tätigkeit des Aufsichtsrats voraus. Diesem müssen 

logischerweise vorab Informationen zugegangen sein, die Grund für diese Handlung sind. 
61 § 90 Abs. 3 AktG i. V. m. § 52 GmbHG; nur bei der GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat kann dieses 

Recht durch Vertrag modifiziert werden. 
62 Seit der Änderung des § 90 AktG durch TransPuG ist eine Ablehnung der Geschäftsführung zur 

Berichterstattung nicht mehr möglich. 
63 § 90 Abs. 4 AktG i. V. m. § 1 Abs. 1 Ziffer 3 DrittelbG/§ 25 Abs. 1 Ziffer 2 MitbestG 
64 § 90 Abs. 5 Satz 1 und 2 AktG i. V. m. § 52 GmbHG/§ 1 Abs. 1 Ziffer 3 DrittelbG/§ 25 Abs. 1 

Ziffer 2 MitbestG 
65 Hille, Grundlagen des kommunalen Beteiligungsmanagements, S. 98 
66 analog § 90 Abs. 1 S. 1 AktG 
67 Pflicht zur Teilnahme des Abschlussprüfers an der Bilanzsitzung gemäß § 171 Abs. 1 Satz 2 AktG 

i.V.m. § 52 Abs. 1 GmbHG 
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vorsehen sowie die Unterrichtung des Aufsichtsratsvorsitzenden aus sonstigen 
wichtigen Anlässen68. 

Der Aufsichtsrat als Gremium hat das Recht auf Einsicht in Bücher und 
Schriften der Gesellschaft sowie auf Einsicht und Prüfung der Vermögens-
gegenstände69. Der Aufsichtsrat kann mit der Ausführung einzelne Aufsichts-
ratsmitglieder oder für bestimmte Aufgaben Sachverständige beauftragen. Das 
Einsichts- und Prüfrecht sollte subsidiären Charakter haben und erst dann 
angewendet werden, wenn die Befragung der Geschäftsführung zur Klärung der 
Fragen nicht ausgereicht hat. Dies ergibt sich aus der Pflicht zum 
kooperativen Verhalten. 

Daneben bestehen aufsichtsratsinterne Informationsrechte, wie z.B. das 
Recht auf Kenntnisnahme der Beratungsunterlagen, das Recht auf Aus-
händigung der Aufsichtsratsprotokolle sowie das Recht auf Einsichtnahme in 
die Aufsichtsratsakten. 

 

2.2.3.3. Initiativrechte 

Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass der Aufsichtsratsvorsitzende 
unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Wird diesem Verlangen nicht 
entsprochen, hat das Aufsichtsratsmitglied das Recht, den Aufsichtsrat unter 
Mitteilung des Sachverhalts und der Angabe der Tagesordnung einzuberufen 
(sog. Selbsteinberufungsrecht)70. Weitere Initiativrechte ergeben sich aus 
dem Teilnahmerecht an der Sitzung, so z.B. Antragsrechte (z.B. Ergänzung der 
Tagesordnung), Recht auf Protokollierung, ggf. Vetorecht gegen die Be-
schlussfassung etc.. 

  

                                                           
68 § 90 Abs. 1 Satz 2 AktG, analog anwendbar auf die GmbH 
69 über den Verweis des § 52 Abs. 1 GmbHG auf § 111 Abs. 2 AktG 
70 § 110 Abs. 1, 2 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG; gemäß § 52 Abs. 1 GmbHG letzter Halbsatz sind 

abweichende Regelungen durch den Gesellschaftsvertrag möglich 
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3. Innere Ordnung des Aufsichtsrats 
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Die innere Ordnung des Aufsichtsrats stellt einen geordneten Verfahrensablauf 
und eine formal reibungslose Aufsichtsratsarbeit sicher. Alle wichtigen 
Geschäftsordnungsfragen, wie z.B. die Frist und Form der Einberufung einer 
Aufsichtsratssitzung, die Zusendung von Beratungsunterlagen sowie die 
Regelung über zustimmungspflichtige Geschäfte sollten festgelegt sein71. 
Fehlen im Gesellschaftsvertrag Regelungen für die innere Ordnung, so werden 
diese Lücken durch Einzelbeschlüsse des Aufsichtsrats oder besser noch durch 
eine Geschäftsordnung geschlossen. 

 
 

3.1. Konstituierung des Aufsichtsrats 

Eine konstituierende Aufsichtsratssitzung findet statt, wenn der Aufsichtsrat 
noch keine/n Vorsitzende/n und noch keine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n 
hat, welche die Einberufung der Sitzung veranlassen könnten. Zweck einer 
solchen Sitzung ist es, den Aufsichtsratsvorsitz und mindestens eine 
Stellvertretung zu wählen, denn erst dann ist der Aufsichtsrat funktions- und 
beschlussfähig. Die Bestimmung von Zeit, Ort und Tagesordnung dieser 
Sitzung geschieht im Einvernehmen der Aufsichtsratsmitglieder. 

 
 

3.2. Besetzung 

Die Bildung eines fakultativen Aufsichtsrats sowie dessen Zusammensetzung 
und Größe wird allein durch den Gesellschaftsvertrag und die Geschäfts-
ordnung bestimmt72.  

 
 

3.3. Aufsichtsratsvorsitz 

 

3.3.1. Ernennung des/der Vorsitzenden 

Nach GmbH-Recht kann bei einem fakultativen Aufsichtsrat der Ge-
sellschaftsvertrag oder der Aufsichtsrat selbst bestimmen, ob ein/-e Vor-
sitzende/-r und ein/-e Stellvertreter/-in gewählt werden und ebenso welche 
Person den Vorsitz bzw. den stellvertretenden Vorsitz übernehmen soll. 

                                                           
71 Ladungsfristen sowie die Art der Ladung sind in der Regel in den Gesellschaftsverträgen der Nor-
derstedter Gesellschaften unter § „Aufsichtsrat“ geregelt. Detailliertere Informationen werden über die 
Geschäftsordnung geregelt. 
72 Soweit keine andere Regelung im Gesellschaftsvertrag besteht, gilt eine Größe von drei Mitgliedern 

(§ 52 Abs. 1 GmbHG i.V.m. § 95 Abs. 1 Satz 1 AktG). 
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Mit der Vereinheitlichung der Gesellschaftsverträge wurden die qua Amtes 
besetzten Aufsichtsratsvorsitze abgeschafft. Da die/der Oberbürgermeisterin/ 
Oberbürgermeister und die Dezernenten/Dezernentinnen nicht mehr 
stimmberechtigte Mitglieder im Aufsichtsrat sind, können sie auch nicht in den 
Vorsitz gewählt werden. In der konstituierenden Sitzung wählt der Aufsichtsrat 
für die Dauer seiner Amtszeit den Vorsitz und eine Stellvertretung aus seiner 
Mitte. Bis zu deren/dessen Wahl führt die/der bisherige Amtsinhaber/in und für 
den Fall, dass diese/r nicht anwesend ist, dass an Lebensjahren älteste 
anwesende Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz. 

Die Amtsdauer des/der Vorsitzenden ist im Gesetz nicht geregelt. Bei Fehlen 
einer Satzungsregelung ist der/die Vorsitzende für die Dauer seiner/ihrer 
Amtszeit als Aufsichtsratsmitglied gewählt. Der/Die Stellvertreter/-in darf nur im 
Verhinderungsfall des/der Vorsitzenden tätig werden. Eine Abwahl der 
Vorsitzenden oder des Vorsitzenden oder deren oder dessen Stellvertretung ist 
aus wichtigem Grund mit einfacher Mehrheit möglich. 

 

3.3.2. Aufgaben des/der Aufsichtsratsvorsitzenden 

Aufgabe des/der Aufsichtsratsvorsitzenden ist die Vorbereitung der Sitzung 
(und der darin vorgesehenen Beratungen und Beschlüsse), die Sitzungsleitung 
und die Koordinationstätigkeit zwischen den Sitzungen sowie die Ausführung 
von Aufsichtsratsbeschlüssen. 

Entsprechend dem in Gesetz oder Satzung festgelegten Turnus wird die Sitzung 
durch den/die Aufsichtsratsvorsitzende/-n einberufen. Der/die Aufsichtsrats-
vorsitzende setzt in Abstimmung mit der Geschäftsführung die Tagesordnung 
fest und veranlasst die Einladung sowie ggf. die vorsorgliche Ladung von 
Sachverständigen oder Auskunftspersonen. Der/die Aufsichtsratsvorsitzende 
leitet die Sitzung. 

Mit der Geschäftsführung sollte der/die Vorsitzende laufenden Informations-
kontakt behalten, um überwachungsrelevante Themen erkennen zu können. 
Zwischen den Sitzungen ist der/die Vorsitzende verantwortlich für den 
Informationsfluss innerhalb des Aufsichtsrats. 

Erklärungen der Geschäftsführung sind dem Aufsichtsrat zugegangen, wenn 
der/die Aufsichtsratsvorsitzende sie erhalten hat (Passivlegitimation des/der 
Vorsitzenden). Der/die Vorsitzende ist aber nicht befugt, Erklärungen für den 
Aufsichtsrat ohne Ermächtigung abzugeben. Diese Ermächtigung kann aber 
generell oder für den Einzelfall erteilt werden. Der/die Aufsichtsratsvorsitzende 
ist Sprecher des Aufsichtsrats bei Erklärungen gegenüber der Gesell-
schafterversammlung, soweit der Aufsichtsrat nichts Abweichendes be-
schließt. Bezüglich Erklärungen gegenüber der Öffentlichkeit ist der/die 
Aufsichtsratsvorsitzende nur befugt, das Meinungsbild des Aufsichtsrats zu 
vermitteln, nicht aber den Willen inhaltlich festzulegen. 
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3.3.3. Kompetenzen und Überwachung des/der Aufsichtsratsvor-

sitzenden 

Bei Abstimmungen hat der/die Aufsichtsratsvorsitzende grundsätzlich keine 
Sonderrechte. Bei Gesellschaften mit einem fakultativen Aufsichtsrat kann eine 
entsprechende Regelung in der Satzung übernommen werden. In der Satzung 
oder Geschäftsordnung können zusätzliche Kompetenzen des/der Aufsichts-
ratsvorsitzenden enthalten sein.  

 

3.4. Allgemeine Organisation 

Die Binnenorganisation des Aufsichtsrates ist in der Regel im 
Gesellschaftsvertrag geregelt. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat sich nach 
dem Prinzip der Selbstorganisation durch einen einfachen Beschluss eine 
Geschäftsordnung geben, die die genauere Organisation ausgestaltet, sofern 
diese Befugnis nach der Satzung nicht der Gesellschafterversammlung 
zugewiesen ist73. 

 

3.4.1. Einberufung der Sitzungen 

Grundsätzlich ist der/die Aufsichtsratsvorsitzende für die Einberufung der 
Sitzungen verantwortlich, nachdem er/sie die Tagesordnung in Abstimmung mit 
der Geschäftsführung festgelegt hat. Die Geschäftsführung wird oft mit der 
Versendung der Unterlagen beauftragt. 

Die (reguläre) Einladung (Einberufung) erfolgt mindestens zwei Wochen (oder 
abweichende Vertragsregelung) vor der Sitzung74. Die Geschäftsführung sollte 
den Aufsichtsratsmitgliedern ebenfalls zwei Wochen vor der Sitzung 
sachgerechte Unterlagen und Beschlussvorlagen zu den Tagesordnungs-
punkten zugehen lassen. 

Ist dem Mandatsträger eine Sitzungsteilnahme nicht möglich, ist dem Aufsichts-
ratsvorsitzenden und der Geschäftsführung rechtzeitig abzusagen und darüber 
hinaus, soweit möglich und zulässig, bei wichtigen Entscheidungen von der 
schriftlichen Stimmabgabe Gebrauch zu machen (vgl. Kapitel 2.2.2.6 
Teilnahmerechte und –pflicht der Aufsichtsratsmitglieder). 

Unter Umständen kann jedes Aufsichtsratsmitglied eine außerordentliche 
Sitzung selbst einberufen (vgl. Kapitel 2.3.3 Initiativrechte). 

  

                                                           
73 Hüffler/Koch, 12 Aufl., AktG § 107 Rn. 34-36 
74 § 110 Abs. 1 Satz 2 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG 
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3.4.2. Sitzungsfrequenz 

Pro Kalenderhalbjahr müssen regulär zwei Sitzungen abgehalten werden. 
Dies wurde mit der Vereinheitlichung der Gesellschaftsverträge für alle 100%-
Töchter so festgelegt. 

In nicht börsennotierten Gesellschaften kann der Aufsichtsrat beschließen, 
dass eine Sitzung im Kalenderhalbjahr ausreichend ist75.  

 

3.4.3. Teilnahme von Gästen 

Die Aufsichtsratssitzungen finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 
Aufgrund des Prinzips der Vertraulichkeit76 wird lediglich der Geschäfts-
führung, den Sachverständigen und Auskunftspersonen (z.B. dem Wirtschafts-
prüfer) sowie Mitarbeitern des Beteiligungsmanagements und des Rechnungs-
prüfungsamtes ein Teilnahmerecht an Sitzungen der städtischen Unternehmen 
der Stadt Norderstedt eingeräumt. 

 

3.5. Sitzungsablauf 
 

3.5.1. Sitzungsbeginn 

Zu Beginn einer Aufsichtsratssitzung wird die Ordnungsmäßigkeit der 
Einberufung und die Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrats festgestellt. Die 
Leitung der Sitzung hat der/die Aufsichtsratsvorsitzende inne. Wann der 
Aufsichtsrat beschlussfähig ist, ergibt sich beim fakultativen Aufsichtsrat aus 
dem Vertrag (mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder, darunter 
die/der Vorsitzende oder ihr/sein Stellvertreter an der Beschlussfassung 
teilnehmen). Weiterhin wird zu Beginn der Sitzung die Niederschrift der letzten 
Sitzung genehmigt. 

 

3.5.2. Tagesordnung 

Die Tagesordnung wird den Aufsichtsratsmitgliedern meist zusammen mit den 
sie betreffenden Unterlagen, wie den Beschlussanträgen, mit der Ladung zu der 
Sitzung zugestellt. Um eine ordnungsgemäße Vorbereitung zu ermöglichen, 
sollte dies – vorbehaltlich anderer Regelungen in der Satzung – in der Regel 
zwei Wochen vorher geschehen. Nachträgliche Ergänzungs- oder Änderungs-
anträge zur Tagesordnung sind grundsätzlich möglich, sofern Fristen der 
Satzung dies nicht ausschließen. Die endgültige Tagesordnung sollte nicht 

                                                           
75 § 110 Abs. 3 AktG i. V. m. § 52 Abs. 1 GmbHG 
76 S. Kapitel „Verschwiegenheitspflicht“ 
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später als drei bis vier Tage vor der Sitzung allen Mitgliedern vorliegen77. 
Spätere Änderungen oder Abweichungen sind nur möglich, wenn alle 
Aufsichtsratsmitglieder zustimmen. Besonders eilige Angelegenheiten können 
aber auch durch ad-hoc-Beschlüsse oder kürzere Fristen geregelt werden78. 
Über die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte entscheidet der/die 
Vorsitzende. 

 
3.5.3. Berichte und Beratung 

Die Beratung über die einzelnen Tagesordnungspunkte wird eingeleitet durch 
Berichte der Geschäftsführung oder durch den Vorsitzenden selbst. Wegen der 
Intensität und des Inhalts der Berichtspflicht wird auf Kapitel 2.3.2 „Informations-
rechte und Einsichtsrechte“ verwiesen. 

Allgemein sollten Diskussionsbeiträge klar, verständlich und sachbezogen sein. 
Der Vorsitzende bestimmt dabei die Rednerreihenfolge. Der Kernpunkt jeder 
Aufsichtsratssitzung ist die Aussprache. 

 

3.5.4. Beschlussfassung 

Die Beschlussfassung des Aufsichtsrats erfolgt nur in ausdrücklicher Form, 
d.h. der Aufsichtsrat kann keine stillschweigende Entscheidung treffen. Dies 
bedeutet, dass alles, was nicht in die Formulierung von Beschlüssen einfließt, 
auch nicht als Meinungsäußerung des Aufsichtsrats gewertet werden kann.79 

Die erforderliche Stimmenmehrheit ergibt sich aus dem Gesellschafts-
vertrag80. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können ggf. an der Beschluss-
fassung teilnehmen, indem sie ihre Stimmabgabe schriftlich überreichen 
lassen81. Beschlüsse können auch schriftlich per Umlaufverfahren gefasst 
werden, sofern kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren begründet 
widerspricht82. Beim fakultativen Aufsichtsrat bedarf es hierzu jedoch einer 
entsprechenden Vertragsregelung83. Dies ist mit der Vereinheitlichung der 
Gesellschaftsverträge und der Beschlussfassung über die Muster-
geschäftsordnung bei den 100%Töchtern der Stadt Norderstedt erfolgt. 

  

                                                           
77 AktG § 107 
78 Dies erfordert jedoch auch eine entsprechende Regelung im Gesellschaftsvertrag oder die Zustim-
mung aller Aufsichtsratsmitglieder. Häufig ist eine Notkompetenz des/der Aufsichtsratsvorsitzenden 
geregelt. 
79 BGHZ 47, 341 
80 Soweit nichts anderes bestimmt ist, ergehen Entscheidungen mit einfacher Mehrheit. 
81 Zur Zulässigkeit der schriftlichen Stimmabgabe siehe Kapitel 2.2.2.6. „Teilnahmerecht und –pflicht 
der Aufsichtsratsmitglieder“ 
82 § 108 Abs. 4 AktG i. V. m. § 1 Abs. 1 Ziffer 3 DrittelbG/§ 25 Abs. 1 Ziffer 2 MitbestG 
83 Kein Verweis auf § 108 AktG in § 52 Abs. 1 GmbHG 
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3.5.5. Protokoll 

Es ist auch bei fakultativen Aufsichtsräten von jeder Aufsichtsratssitzung84 ein 
Protokoll anzufertigen. Wiedergegeben werden in der Niederschrift Ort und 
Tag der Sitzung, die Teilnehmer/innen, die Tagesordnungspunkte, der 
wesentliche Inhalt der Verhandlungen sowie wortwörtlich die gefassten 
Beschlüsse. Abschließend ist die Niederschrift von der Aufsichtsrats-
vorsitzenden bzw. vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu unterschreiben. 

  

                                                           
84 Trotz des fehlenden Verweises in § 52 Abs. 1 GmbHG auf § 107 Abs. 2 AktG 
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4. Haftung und Sanktionen 
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4.1. Haftung gegenüber der Gesellschaft 

Mitglieder eines Aufsichtsrats, die ihre Pflichten verletzen, sind der 
Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamt-
schuldner verpflichtet85. Für die Geltendmachung der Ansprüche ist die 
Gesellschafterversammlung zuständig, die die Geschäftsführer zur Durch-
führung anweisen kann.  

Voraussetzung für die Haftung ist, dass das Aufsichtsratsmitglied 
persönlich86 eine Pflichtverletzung begangen hat. Hierbei kann es sich u.a. 
um die Verletzung  

 der Pflicht zur sorgfältigen Überwachung der Geschäftsführung,  

 den Verzicht auf effektive Kontrollen (kein Nachfragen bei offenen 
Punkten),  

 den Verzicht auf das Durchsetzen von Ansprüchen gegenüber der 
Geschäftsführung, wenn diese eine schadensauslösende Pflicht-
verletzung begangen hat,87  

 die Missachtung von Zuständigkeiten und Verfahren laut Vertrag oder  

 um einen Verstoß gegen die Verschwiegenheits- oder Loyalitätspflicht  

handeln. Eine ordentliche Pflichterfüllung orientiert sich an dem, was von 
einem durchschnittlichen (ordentlichen und gewissenhaften) 
Aufsichtsratsmitglied erwartet werden kann. Diesbezüglich besteht kein 
Unterschied in den Anforderungen zwischen dem/der Aufsichtsrats-
vorsitzenden und den sonstigen Aufsichtsratsmitgliedern. Insofern müssen 
beide Gruppen der Pflicht zur Qualifikation/ Weiterbildung nachkommen. Die 
Grundkenntnisse, die zur Ausübung der Aufsichtsratstätigkeit erforderlich 
sind, müssen jedoch schon bei der Amtsübernahme vorliegen. Eine 
Eingewöhnungszeit wird in Haftungsangelegenheiten nicht gewährt88. 

Wegen der Pflichten wird auf Kapitel 2.2.2 „Pflichten“ verwiesen. 

Der Gesellschaft muss durch die Pflichtverletzung kausal ein Schaden 
entstanden sein, also eine dem Unternehmenszweck widersprechende 
Vermögensbeeinträchtigung. Das Aufsichtsratsmitglied ist dem „Wohl des 
Unternehmens“ verpflichtet. Ist es streitig, ob eine Pflichtverletzung vorliegt, 

                                                           
85 §§ 116, 93 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 AktG i. V. m. § 52 GmbHG; § 116 AktG i.V.m. § 1 Abs. 1 

Ziffer 3 DrittelbG/§ 25 Abs. 1 Ziffer 2 MitbestG 
86 Handelt der Aufsichtsrat als Gesamtorgan pflichtwidrig, kann das einzelne Mitglied belangt werden, 

es sei denn, das einzelne Aufsichtsratsmitglied kann nachweisen, dass es alles für sich Mögliche und 
Zumutbare getan hat, um die Pflichtverletzung und den Schaden zu vermeiden. 
87 BGHZ 135, 244 ff; bei fehlender Inanspruchnahme wird das Aufsichtsratsmitglied selbst 

schadenersatzpflichtig. 
88 Hüffer/Koch, 12. Aufl. AktG § 116 Rn. 2-4 
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trifft das Aufsichtsratsmitglied die Beweislast89. Den Schaden und den 
kausalen Zusammenhang zum Verhalten (Tun oder Unterlassen der 
Pflichthandlung/des Rechtsgebrauchs) des Aufsichtsratsmitglieds muss die 
Gesellschaft darlegen. 

Haftungsauslösend ist die schädigende Pflichtverletzung nur, wenn sie 
schuldhaft begangen wurde, das heißt wenn das Aufsichtsratsmitglied 
vorsätzlich oder fahrlässig handelt. Vorsatz besteht, wenn das Mitglied 
entweder die Pflichtwidrigkeit seines Verhaltens kennt (bewusstes oder 
gewolltes Herbeiführen des Ereignisses) oder billigend in Kauf nimmt. 
Fahrlässig hingegen ist ein Verhalten, wenn dadurch die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt außer Acht gelassen wird (abweichend vom Verhalten 
eines „ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds“). Grob 
fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt. Der 
Begriff „ordentlich und gewissenhaft“ ist auch Verschuldensmaßstab. 

Das Verschulden bei Pflichtverletzung wird fernerhin vermutet90. Während die 
Gesellschaft lediglich ein schadenstiftendes Verhalten benennen muss, trifft das 
einzelne Aufsichtsratsmitglied die Beweislast hinsichtlich des fehlenden 
Verschuldens, was bei im Gremium überstimmten Aufsichtsratsmitgliedern 
problematisch sein kann. 

Ziehen Aufsichtsratsmitglieder im Rahmen des Zulässigen, Sachverständige 
heran oder bedienen sie sich der Hilfe bzw. der Beratung Dritter oder 
Mitarbeiter/-innen, so haften sie für deren Fremdverschulden91. Eine 
Haftungsübertragung durch Aufgabenübertragung ist nicht möglich92. Eine 
solche Haftung für Drittverschulden kommt nicht Betracht, wenn die 
Beratung/Unterstützung durch andere Organe oder Mitarbeiter/-innen der 
Gesellschaft selbst im Rahmen ihrer in der Gesellschaft bestehenden Pflicht 
zur Unterstützung anderer Gesellschaftsorgane erfolgt. Diese sind dann als 
Erfüllungsgehilfen der Gesellschaft selbst und nicht des Aufsichtsrats (z.B. 
Wirtschaftsprüfer/-in des Jahresabschlusses) tätig. 

Ein vollständiger Haftungsausschluss in der Satzung ist nicht möglich, da 
Überwachung immer auch Verantwortung bedeutet. Denkbar ist allenfalls, den 
Verschuldensmaßstab für Aufsichtsratsmitglieder im Gesellschaftsvertrag einer 
GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu 
beschränken. Wer nichtsdestotrotz bspw. ungesicherte Investitionen/Zahlungen 
in beträchtlicher Höhe „ins Blaue“ hinein billigt, der haftet dennoch 
vollumfänglich und persönlich bei Misslingen. Dies gilt bereits dann, wenn das 
Aufsichtsratsmitglied ohne die gebotenen Informationen und darauf 
aufbauender Chancen- und Risikoabschätzung seine Zustimmung zu potentiell 
nachteiligen Geschäften erteilt93. 

                                                           
89 §§116, 93 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 52 Abs. 1 GmbHG i.V.m. § 1 Abs. 1 Ziffer 3 DrittelbG/§ 25 
Abs. 1 Ziffer 2 MitbestG 
90 §§ 93 Abs. 2 Satz 2 AktG, 52 Abs. 1 GmbHG 
91 § 278 BGB, Haftung für Erfüllungsgehilfen 
92 §§ 111 Abs. 6, § 52 Abs. 1 GmbHG 
93 BGH, Urteil v. 11.12.2006 – II ZR 243/05 
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Nach Gesetz gibt es keine Unterscheidung des Haftungsmaßstabes nach der 
Art der Mandatserlangung der Aufsichtsratsmitglieder. 

Die Aufsichtsratsmitglieder haften gesamtschuldnerisch. Das heißt hin-
sichtlich des Umfangs der Haftung kann die Gesellschaft von jedem 
Aufsichtsratsmitglied den vollen Schadensbetrag verlangen, der aber insgesamt 
nur einmal gezahlt werden muss94. Die Haftung trifft jedes Mitglied persönlich, 
es haftet demnach mit seinem Privatvermögen. Die in Anspruch genommenen 
Aufsichtsratsmitglieder können (je nach Verschuldensgrad) von den anderen 
Aufsichtsräten einen Ausgleich verlangen95. 

Die Haftung wird in der GmbH (anders bei der Aktiengesellschaft96) 
ausgeschlossen, wenn die Gesellschafterversammlung die Entlastung des 
Aufsichtsratsmitgliedes beschließt. Dieser Beschluss hat jedoch nur dann 
Verzichtswirkung auf Ersatzansprüche, wenn und soweit die Gesellschafter 
der GmbH bei der Beschlussfassung über die Entlastung von den wesentlichen 
Umständen, die eine Haftung auslösen könnten, Kenntnis hatten oder diese 
erkennbar waren97. Aufsichtsratsmitglieder können daher auch noch nach ihrer 
Entlastung für Pflichtverletzungen, die zum Zeitpunkt der Entlastung nicht 
bekannt und nicht erkennbar waren, weiterhin voll haftbar gemacht werden. 

Die Haftung der Aufsichtsratsmitglieder verjährt nach fünf Jahren98. Berechnet 
wird die Verjährungsfrist ab dem Ende des Jahres, in dem der Schadensfall 
eintritt. Eine satzungsmäßige Verkürzung ist nach herrschender Meinung nicht 
möglich. 

 

4.2. Haftung gegenüber Gläubigern der Gesellschaft 

Anders als bei einer Aktiengesellschaft können sich die Gläubiger (bei 
erfolgloser Befriedigung ihrer Ansprüche bei der Gesellschaft) nicht an die 
Aufsichtsratsmitglieder eines fakultativen Aufsichtsrats wenden99. 

 

4.3. Sanktionen gegen Aufsichtsratsmitglieder 

Neben den von der Gesellschafterversammlung geltend zu machenden 
zivilrechtlichen Ersatzansprüchen100, deren Sicherung durch die Verweigerung 
der Entlastung möglich ist, kommen die Abberufung (vgl. Kapitel 2.1.5) sowie 
strafrechtliche und bußgeldrechtliche Sanktionen in Betracht. 

                                                           
94 § 422 BGB 
95 § 426 Abs. 1 BGB 
96 § 120 Abs. 2 AktG 
97 BGH Urteil v. 20.05.1985 NJW 1986; BGH Urteil v. 21.04.86 NJW 1986, 2250 
98 § 52 Abs. 4 GmbHG 
99 § 52 Abs. 1 GmbHG verweist nur auf § 116 i.V.m. § 93 Abs. 1 und 2 AktG; ein Verweis auf den § 93 

Abs. 5 GmbHG, der den direkten Anspruch gegen die Aufsichtsratsmitglieder begründen würde, fehlt; 
beim obligatorischen Aufsichtsrat sind hingegen § 93 Abs. 3 bis 6 AktG anzuwenden 
100 §§ 823 Abs. 1 und 2 824, 826 BGB 
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Zunächst ist die strafrechtliche Vorschrift des § 266 StGB (Untreue) zu nennen, 
die zur Anwendung kommt, wenn jemand die ihm übertragene Betreuung 
fremder Vermögensinteressen (diejenigen der Gesellschaft) verletzt und 
dadurch bei der Gesellschaft ein Vermögensschaden entsteht. Eine weitere 
wichtige Strafvorschrift ist der § 331 StGB (Vorteilsannahme)101. 

Ferner sind gem. §§ 82 Abs. 2 Nr. 2 GmbHG, 331 HGB die unwahre 
Darstellung zur Vermögenslage in öffentlichen Mitteilungen bzw. die 
unrichtige Darstellung oder Verschleierung der Vermögensverhältnisse 
der Gesellschaft in Abschlüssen (Eröffnungsbilanz, Jahres-, 
Konzernabschlüssen und Lageberichten) und gem. § 85 Abs. 1 GmbHG die 
Verletzung der Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen durch Aufsichtsratsmitglieder unter Strafe gestellt. Die 
Tat des § 85 Abs. 1 GmbHG wird jedoch gem. § 85 Abs. 3 GmbHG nur auf 
Antrag der Gesellschaft verfolgt. 

Alle Straftatbestände werden je nach der Schwere der Tat mit Geld- oder 
Freiheitsstrafe geahndet.  

Die Verletzung von Bilanzierungsvorschriften bei der Feststellung des 
Jahresabschlusses stellt eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit Geldbuße bis zu 
50.000€ geahndet werden kann102. 

  

                                                           
101 BGH in NJW 1998, 1874ff., 1876 OLG Stuttgart v. 28.10.2002 (Freifahrtschein für Ehefrau des Auf-
sichtsratsmitglieds; www.olg-stuttgart.de) 
102 § 334 HGB 
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5. Sonstiges 
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5.1. Sitzungsgeld 

Die Aufsichtsratsmitglieder können für ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat sowohl eine 
Vergütung als auch Aufwendungsersatz durch die Gesellschaft erhalten. 

Die Aufsichtsratsvergütung und die Aufwendungsersatzzahlungen stellen beim 
Empfänger in vollem Umfang Einnahmen aus selbständiger Arbeit dar. Hier 
gelten die allgemeinen steuerlichen Vorschriften103.  

Das Aufsichtsratsmitglied ist bei selbständiger Tätigkeit Unternehmer nach § 2 
UStG. Dies hat grundsätzlich zur Folge, dass Umsatzsteuer auf die Einnah-
men abzuführen ist. 
Soweit das Entgelt lediglich in Auslagenersatz und einer angemessenen Ent-
schädigung für Zeitversäumnis besteht, ist es gemäß § 4 Nr. 26b UStG steu-
erfrei. 
 

5.1.1. Vergütung 

Das Aufsichtsratsmandat ist grundsätzlich unentgeltlich auszuüben. Die in § 
113 AktG normierte Zuständigkeitsregelung ist eine Ausschließliche, sie kann 
daher nicht dem Aufsichtsratsgremium selbst übertragen werden. Zur Frage, 
welche Höhe als angemessen angesehen werden kann, sind grundsätzlich 
Beurteilungskriterien wie die wirtschaftliche Lage, die Erfolge und Zukunfts-
aussichten des Unternehmens, seine Größe, die Wettbewerbssituation, die 
Mitarbeiterzahl sowie die Relation zu vergleichbaren Dienstleistungen im 
Marktumfeld und der Umfang der Aufgaben des Aufsichtsrats heranzuziehen.  

Bei den Gesellschaften der Stadt Norderstedt bekommen die Aufsichtsrats-
mitglieder keine Vergütung. 

 

5.1.2. Aufwendungsersatz 

Das Aufsichtsratsmitglied hat kraft Gesetzes104 Anspruch auf 
Aufwandsentschädigung in Höhe der ihm für die Ausübung seines Mandates 
entstandenen, erforderlichen Aufwendungen. Dem Aufsichtsratsmitglied 
werden die Aufwendungen erstattet, die in einem konkreten Bezug zu seiner 
Aufsichtsratstätigkeit stehen. In der Regel gehören dazu Fahrt-, 
Übernachtungs- und Verpflegungskosten, Telefongebühren, Schreib- und 
Portokosten. Nicht erstattungsfähig sind die Aufwendungen für externe 
Berater, die dem einzelnen Aufsichtsratsmitglied zuarbeiten. Nach dem 
Grundsatz der höchstpersönlichen Amtsausübung fallen solche 
Aufwendungen grundsätzlich in den Verantwortungsbereich des 
Aufsichtsratsmitglieds und nicht in den der Gesellschaft. Die Rechtsprechung 
lässt Ausnahmen nur in den Fällen zu, in denen die externe Beratung 

                                                           
103 Z.B. § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG 
104 § 670 BGB 
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ausschließlich der Erfüllung gesetzlicher Aufsichtsratsaufgaben dient und die 
Sachfrage nicht gesellschaftsintern, z.B. mit der Geschäftsführung geklärt 
werden kann. Der Aufwendungsersatz kann als pauschaler Ersatz in Form 
eines Sitzungsgeldes und/oder als Ersatz nach tatsächlich angefallenen 
Aufwendungen erfolgen.  

Der Hauptausschuss (21.11.2021) und der Ältestenrat (29.09.2021) haben 
für die Aufsichtsratsmitglieder beschlossen, dass sie für die Teilnahme an 
Sitzungen eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 50€ bekommen. Die 
Aufsichtsratsvorsitzenden bekommen 100€ für die Teilnahme an den 
Sitzungen. Dieser Beschluss wurde von der Oberbürgermeisterin in den 
Gesellschafterversammlungen nachvollzogen, so dass ab dem 01.01.2022 
die neuen Regeln gelten.  

 
 

5.2. Veröffentlichung gem. Vergütungsoffenlegungsge-

setz und Geldwäschegesetz 

Mit der am 29.07.2016 in Kraft getretenen Änderung der GO wurde in  
§ 102 (3) festgelegt, dass bei den Mehrheitsgesellschaften und Gesell-
schaften, bei denen der Stadt Norderstedt mindestens 25 % der Anteile und 
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile 
zusteht, darauf hinzuwirken ist, dass die Mitglieder des Geschäfts-
führungsorgans, eines Aufsichtsrats oder einer ähnlichen Einrichtung jährlich 
die ihnen jeweils im Geschäftsjahr gewährten Bezüge mitteilen und ihrer 
Veröffentlichung zustimmen muss. Dies wurde in den Gesellschaftsverträgen 
der Gesellschaften der Stadt Norderstedt verankert. Im Rahmen der Jahres-
abschlussarbeiten wird dies im Anhang veröffentlicht und dem Land im 
Internetportal gemeldet.  

Des Weiteren traten am 01.08.2021 die Neuregelungen zum Transparenz-
register in Kraft. Die Änderungen im Geldwäschegesetz § 20 Abs. 2 schaffte 
die Meldefiktion für Unternehmen ab. Damit wurde das Transparenzregister zu 
einem Vollregister. Hier sind unter anderem folgende Angaben für die 
wirtschaftlich Berechtigten zu tätigen:  

 Vor- und Nachname 

 Geburtsdatum 

 Wohnort 

 Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses 

 Staatsangehörigkeit 
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Rechtsgrundlagen - Kurzüberblick 

 
Gesellschaftsrecht 

Anders als für die Aktiengesellschaft sieht das GmbHG die Bildung eines Auf-
sichtsrats nicht vor. Nach dem Gesetz erfolgt die Kontrolle der Geschäftsführer 
grundsätzlich durch die Gesellschafterversammlung (§ 46 Nr. 6 GmbHG) oder 
durch die Gesellschafter (§ 51a GmbHG). 

Die Gesellschafter können den Geschäftsführern nach § 37 Abs. 1 GmbHG eine 
Weisung erteilen (nach § 76 Abs. 1 AktG für die AG ausgeschlossen). Der 
Gesellschaftsvertrag der GmbH kann die Konstituierung eines Aufsichtsrates 
vorsehen. Ist nach dem Vertrag ein (fakultativer) Aufsichtsrat zu bestellen, so 
gelten über den Verweis nach § 52 Abs. 1 GmbHG folgende Regelungen des 
Aktienrechts, sofern der Gesellschaftsvertrag nichts Anderes bestimmt: 

 

§ 90 Abs. 3 bis Abs. 5 Satz 1 und 2 AktG Berichte an den Aufsichtsrat 

§ 95 Satz 1 AktG Zahl der Aufsichtsratsmitglieder 

§ 100 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 und  
Abs. 5 AktG 

Persönliche Voraussetzungen  
für Aufsichtsratsmitglieder 

§ 101 Abs. 1 Satz 1 AktG Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder 

§ 103 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 AktG Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder 

§ 105 AktG 
Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit  
zum Vorstand und zum Aufsichtsrat 

§ 107 Abs. 4 AktG Innere Ordnung des Aufsichtsrates 

§ 110 AktG Einberufung des Aufsichtsrats 

§ 111 AktG Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats 

§ 112 AktG 
Vertretung der Gesellschaft gegenüber  
Vorstandsmitgliedern 

§ 113 AktG Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

§ 114 AktG Verträge mit Aufsichtsratsmitgliedern 

§§ 116 , 93 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 AktG 
Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit  
der Aufsichtsratsmitglieder 

§ 124 Abs. 3 Satz 2 AktG Vorschläge zur Beschlussfassung 

§ 170 AktG Vorlage des Jahresabschlusses an den Aufsichtsrat 

§ 171 AktG 
Prüfung des Jahresabschlusses durch  
den Aufsichtsrat 
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Abkürzungsverzeichnis Rechtsnormen 

Abkürzung Rechtsnorm  Rechtsnorm 

A 

AktG     Aktiengesetz 

B 

BGB     Bürgerliches Gesetzbuch 

BGHZ     Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen 

D 

DrittelbG    Drittelbeteiligungsgesetz 

E 

EStG     Einkommensteuergesetz 

G 

GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 

GO     Gemeindeordnung 

GstG     Gleichstellungsgesetz 

H 

HGB     Handelsgesetzbuch 

M 

MitbestG    Mitbestimmungsgesetz 

T 

TransPuG     Transparenz- und Publizitätsgesetz 

 


